
Mit der Ausnahme von Neubauten bei 
der Mietpreisbremse und ihrer zeitlichen 
Begrenzung auf fünf Jahre hat die Woh-
nungswirtschaft wichtige Verbesserungen 
des Gesetzentwurfes erreicht. „Dennoch ist 
und bleibt die Mietpreisbremse das falsche 
Instrument, um in angespannten Märk-
ten für bezahlbare Wohnungen zu sor-
gen. Denn wir haben in den Ballungsregi-
onen Deutschlands ein Kostenproblem im 
Bereich von Modernisierung und der Bereit-
stellung von neuem Wohnraum, das man 
nicht durch rechtliche Maßnahmen lösen 
kann“, erklärte Axel Gedaschko, Präsi-
dent des GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen. 

„Wohnungsneubau ist das einzige probate 
Mittel, um dem dortigen Nachfrage-Boom 
und dadurch steigenden Mieten entgegen-
zuwirken.“

„Insbesondere die Kommunen, aber auch 
die Länder und der Bund müssen die Wei-
chen so stellen, dass bezahlbare Wohnun-
gen gebaut werden können“, so der GdW-
Chef. Aktuell ist häufig das Gegenteil der 
Fall: Erst kürzlich hat eine Studie der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft EY gezeigt, 
dass jede fünfte deutsche Kommune im 
Jahr 2014 die Grundsteuer angehoben hat. 
Die Steigerung fiel im vergangenen Jahr vor 
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Aktuelle Meldungen

Klamme Kommunen erhalten fünf 
Milliarden Euro vom Bund

Die Bundesregierung will den Investi
tionsstau in den Städten und Gemein-
den mit einer Finanzspritze im Volumen 
von fünf Milliarden Euro beseitigen, 
wie die Süddeutsche Zeitung am 4. 
März 2015 berichtete. Das Geld soll vor 
allem solchen Kommunen zugute kom-
men, die mit niedrigen Einnahmen und 
überdurchschnittlich hohen Ausgaben 
zu kämpfen haben – etwa im Ruhrge-
biet. Darauf haben sich die Koalitions-
spitzen in der Nacht zum 3. März 2015 
geeinigt. � (wi)

Inflationsrate steigt leicht 

Die Inflationsrate in Deutschland – 
gemessen am Verbraucherpreisindex – 
wird im Februar 2015 gegenüber dem 
Vorjahr voraussichtlich um 0,1 Prozent 
steigen. Wie das Statistische Bundesamt 
nach bisher vorliegenden Ergebnissen 
weiter mitteilte, steigen die Verbrau-
cherpreise gegenüber Januar 2015 vor-
aussichtlich um 0,9 Prozent.� (wi)

Mehr Erwerbstätige

Im Januar 2015 waren nach vorläufigen 
Berechnungen des Statistischen Bun-
desamtes rund 42,5 Millionen Personen 
mit Wohnort in Deutschland erwerbs-
tätig. Das waren 412.000 Personen 
oder 1,0 Prozent mehr als im Januar 
2014. Damit setzte sich der Anstieg 
der Erwerbstätigkeit im Vergleich zum 
Vorjahr ungebremst fort. Erwerbslos 
waren im Januar 2015 rund 2,1 Millio-
nen Personen, 250.000 weniger als ein 
Jahr zuvor.� (wi)

Das Bundeskanzleramt in Berlin: Hier haben sich die Koalitionsspitzen auf die Mietpreisbremse ge-
einigt – auch in der Hauptstadt wird sie wohl zum Einsatz kommen.

Ausgabe 5. März 201510

Mietpreisbremse: Wohnungswirtschaft fordert  
Einsatz nur mit qualifiziertem Mietspiegel
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Berlin – Die Spitzen der Großen Koalition haben sich am 24. Februar 2015 darauf 
verständigt, den Entwurf zum Mietrechtsnovellierungsgesetz unverändert um
zusetzen. Der Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages hat den Gesetzent-
wurf am 4. März beschlossen, im Plenum wird er am heutigen Donnerstag, den 
5. März, in zweiter und dritter Lesung beraten. Damit sind die Weichen gestellt: 
Die Mietpreisbremse kommt, und mit ihr das so genannte Bestellerprinzip.
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allem im Westen Deutschlands so stark aus 
wie seit 2011 nicht mehr. Um den Woh-
nungsneubau anzukurbeln und damit das 
Angebot an bezahlbarem Wohnraum zu 
vergrößern, wäre das Gegenteil notwen-
dig: Die Kommunen müssen Grundstü-
cke kostengünstig zur Verfügung stellen 
– nach dem Prinzip Konzeptqualität statt 
Höchstpreisverfahren – und mit schnellen 
Planungs- und Genehmigungsverfahren 
dafür sorgen, dass schnell neue Wohnun-
gen errichtet werden können.

Qualifizierter Mietspiegel muss Vor-
aussetzung sein
Hinzu kommt, dass die Ausgangslage der 
für die Mietpreisbremse zulässigen Miet-
höhe die ortsübliche Vergleichsmiete sein 
soll. Diese kann unter anderem durch drei 
Vergleichswohnungen oder ein Sachver-
ständigengutachten bestimmt sein. „Das 
ist streitanfällig und nicht transparent“, 
warnte der GdW-Chef. „Die Wohnungs-
wirtschaft fordert daher als Ausgangslage 
für die Mietpreisbremse einen qualifizier-
ten Mietspiegel, der nach wissenschaft-
lichen Grundsätzen erstellt und von der 
Gemeinde anerkannt ist. Gerade der quali-
fizierte Mietspiegel schafft die notwendige 
Akzeptanz zwischen Vermieter und Mie-
ter und sorgt für Rechtsklarheit ohne Pro-
zesse.“ Mindestens müsse das betroffene 
Gebiet aber über einen einfachen Mietspie-
gel verfügen, der ebenfalls im Vorfeld des 
Mietvertrages vom Mieter eingesehen wer-
den kann. 

Am Ende werde es für Vermieter aber in 
Zukunft sehr schwierig zu ermitteln sein, 
welche Miete sie nun verlangen dürfen, 

betonte auch Jens-Ulrich Kießling, Vor-
sitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Immobilienwirtschaft Deutschland (BID) 
und Präsident des Immobilienverbandes 
IVD. Diese Problematik scheine das Bun-
desjustizministerium billigend in Kauf zu 
nehmen: Laut Berechnungen des Minis-
teriums müssen Vermieter in Deutschland 
künftig eine Million Stunden jährlich auf-
wenden, um das zulässige Mietniveau zu 
ermitteln.

Alexander Rychter, Verbandsdirektor des 
Verbandes der Wohnungs- und Immobili-
enwirtschaft (VdW) Rheinland Westfalen, 
appellierte an die Landesregierungen in 
Nordrhein-Westfalen (NRW) und Rhein-
land-Pfalz, die Mietpreisbremse nur sehr 
gezielt einzusetzen. Denn flächendeckend 
könne in NRW und dem nördlichen Rhein-
land-Pfalz keine Rede von zu hohen Kalt-
mieten bei den Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft sein: Die Kaltmieten seien 
in den letzten zehn Jahren unterhalb der 
Inflationsrate gestiegen und hätten in NRW 
im Jahr 2013 bei 5,02 Euro pro Quadratme-
ter Wohn- und Nutzfläche gelegen. 

Opposition: „Minikompromiss“ 
„Seit über einem Jahr verschleppt die Koa-
lition ein zentrales Wahlversprechen und 
versucht jetzt durch einen Minikompromiss 
den kompletten Imageschaden abzuwen-
den“, kritisierten Renate Künast, Vorsit-
zende des Rechtsausschusses, und Chris 
Kühn, Sprecher für Bau- und Wohnungs-
politik der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, die Einigung. „Die Mietpreisbremse 
ist überfällig: Frau Merkel ist in der Pflicht, 
sie jetzt schnellstens umzusetzen“, so Kün-
ast und Kühn. Dietmar Bartsch, Frakti-

onsvize der LINKEN warnte, die Mietpreis-
bremse werde kaum Wirkung entfalten, so 
lange neu geschaffener Wohnraum oder 
umfassend sanierte Wohnungen ausge-
klammert seien.

SPD: „Verhandlungserfolg“ 
„Die nun endlich erfolgte Klarstellung bei 
der Mietpreisbremse ist ein großer Ver-
handlungserfolg für uns Sozialdemokra-
ten“, so die zuständigen Berichterstat-
ter der SPD-Bundestagsfraktion, Dennis 
Rohde und Dirk Wiese. „Mit Erstaunen 
haben wir in den vergangenen Wochen 
die Versuche einzelner Abgeordneter aus 
den Reihen der Union verfolgt, die die 
Mietpreisbremse aushöhlen wollten. Dem 
haben wir mit unserer konsequenten Hal-
tung in den Verhandlungen einen Riegel 
vorgeschoben.“

Union: „Investitionshemmnisse wur-
den beseitigt“
Die rechtspolitische Sprecherin der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Win-
kelmeier-Becker, und der zuständige 
Berichterstatter, Dr. Jan-Marco Luczak, 
begrüßten, dass „die Mietpreisbremse in 
angespannten Wohnungsmärkten nun 
zügig greifen“ könne. Es sei ein Erfolg 
der Union, dass Investitionshemmnisse 
bei der Ausgestaltung des Gesetzentwurfs 
beseitigt wurden und die Ursachen stei-
gender Mieten bekämpft werden. „Auch 
die Länder nehmen wir für die Schaf-
fung von mehr Wohnraum in die Pflicht. 
Sie müssen während der Geltungsdauer 
der Mietpreisbremse eigene Maßnahmen 
ergreifen, um die angespannte Wohnungs-
situation zu mildern“, so Winkelmeier-
Becker und Luczak.� (schi) 

 Fortsetzung von Seite 1

Der falsche 
Weg
Nach den Beschlüssen der 
Koalition von Dienstagnacht 
scheint es unausweichlich: 

Die Mietpreisbremse kommt. Künftig 
darf die Miete bei Wiedervermietungen 
maximal 10 Prozent über der ortsübli-
chen Vergleichsmiete liegen, Ausnahmen 
gelten nur für umfangreiche Sanierun-
gen und Neubauten. Anders als inten-
diert wird die Bremse die Mieter aber 
nicht entlasten, sondern die Lage am 
Wohnungsmarkt verschlimmern.

Die deutschen Großstädte sind wieder 
attraktiv: Seit 2010 steigen die Einwoh-
nerzahlen deutlich, allein Berlin ver-
bucht jährliche Bevölkerungszuwächse 
von rund 40.000 Menschen. Weil Bau-
land fehlt und Genehmigungsverfah-

KOMMENTAR von Prof. Dr. Michael Voigtländer Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW)
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ren lange dauern, wird jedoch zu wenig 
gebaut. In Berlin entstanden beispiels-
weise 2013 nur 6.600 neue Wohnungen. 
Steigende Mieten und Preise sind die 
Folge. Das gilt nicht nur für die Haupt-
stadt, sondern für fast alle Großstädte und 
beliebte Universitätsstädte.

Preissteigerungen für Mieten nun qua 
Gesetz zu verbieten, wird die grundlegende 
Knappheit am Markt nicht heilen. Schlim-
mer noch: Die Mietpreisbremse wirkt in die 
entgegengesetzte Richtung. Denn vieler-
orts werden die Mieten überhaupt nicht 
mehr steigen dürfen, da veraltete Miet-
spiegel die Grundlage der Mietpreisbremse 
sind. So hat das Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW) kürzlich für Köln und 
Berlin berechnet, dass bereits heute jeweils 
über 50 Prozent der relevanten Mietange-
bote 10 Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen.

Doch wenn die Mieten nicht mehr stei-
gen dürfen, werden Vermieter noch 
genauer prüfen, wer eine Wohnung 
bekommt – im Zweifelsfall das Dop-
pelverdienerpaar und nicht die alleiner-
ziehende Mutter mit zwei Kindern. Vor 
allem aber zeigen internationale Erfah-
rungen, dass sich Vermieter bei Miet-
preisinterventionen aus dem Markt 
zurückziehen und an Selbstnutzer ver-
kaufen. In Deutschland werden rund 
14 Millionen Wohnungen von Klein-
vermietern angeboten, die besonders 
stark von der Regulierung betroffen 
sind – schließlich lässt ein Großteil die-
ser Vermieter die Mieten bislang kons-
tant, um keinen Ärger mit den Mietern 
zu haben, und erhöht nur bei Wieder-
vermietungen. Entfällt nun diese Mög-
lichkeit, werden sich viele wohl zweimal 
überlegen, ob sie überhaupt noch neu 
vermieten. �
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Koalition konterkariert Energiewende:  
Steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung gestoppt 

Berlin – In der Sitzung des Koalitionsausschusses am 24. Februar 2015 haben sich die Spitzen von Union und SPD  
nicht nur auf ein „Ja“ zur Mietpreisbremse geeinigt, sondern auch auf ein „Nein“ zu einem weiteren, lange diskutierten 
Vorhaben: Die geplante Steuererleichterung für die energetische Sanierung von Gebäuden wurde gekippt. 

„Der Stopp der steuerlichen Förderung der 
energetischen Gebäudesanierung ist ein 
erneuter Rückschlag für die Energiewende 
im Gebäudebereich. Die Energiewende 
kann nur gelingen, wenn alle Gebäudeei-
gentümer dabei angemessen unterstützt 
werden“, erklärte Axel Gedaschko, Präsi-
dent des Spitzenverbandes der Wohnungs-
wirtschaft GdW. „Steuerliche Abschrei-
bungsmöglichkeiten für energetische 
Sanierungen wären für private Wohnungs-
eigentümer ein wichtiges Signal gewesen, 
auch diese Eigentümergruppe stärker in die 
Energiewende einzubinden. Die Koalitions-
spitzen haben hier durch die dauernde, völ-
lig unverständliche Blockade durch einzelne 
Länder eine Chance vertan, endlich mehr 
Breitenwirkung bei der Energiewende zu 
erreichen.“ Nun sei zwar geplant, die För-
derprogramme der KfW Bankengruppe 
aufzustocken. „Aber besonders für private 
Wohnungseigentümer ist dies ein geringe-
rer Anreiz, ihre Wohnungen energetisch 
auf Vordermann zu bringen, als die Mög-
lichkeit, solche Maßnahmen direkt steu-
erlich geltend zu machen“, so der GdW-
Chef.

„Einerseits erklärt die Koalition die Energie-
wende zu einem ihrer Kernthemen. Ande-
rerseits erschwert sie mit ihren Entschei-
dungen die Umsetzung“, kommentierte 
auch Jens-Ulrich Kießling, Vorsitzender 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Immobi-
lienwirtschaft Deutschland (BID) und Prä-
sident des Immobilienverbandes IVD, den 
Rückzieher von Union und SPD.

Bund und Länder hatten sich im vergange-
nen Jahr auf das milliardenschwere CO2-
Gebäudesanierungsprogramm geeinigt. 
Demnach sollten Eigentümer, die ener-
getische Sanierungsmaßnahmen an ihren 
selbstgenutzten Wohnimmobilien vorneh-
men, 10 bis 25 Prozent der Aufwendun-
gen steuerlich geltend machen können. Die 
Möglichkeit sollte für einen Zeitraum von 
fünf Jahren bestehen und rückwirkend ab 
dem 1. Januar 2015 gelten. 

Nachdem sich der Koalitionsausschuss am 
25. Februar infolge der Blockade durch 
Bayern dazu nicht einig werden konnte, 
liegt diese Maßnahme vorerst auf Eis. 

Union: „Förderung muss kommen“
„Wir begrüßen, dass das Bundeswirt-
schaftsministerium die Zuschusspro-
gramme der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau für die energetische Sanierung 
erhöhen will. Das ändert aber nichts daran, 
dass die steuerliche Förderung der Gebäu-
desanierung kommen muss“, erklärte 
hierzu der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Georg 
Nüßlein. Dafür müssten sich aber insbe-
sondere die von SPD und Grünen regierten 
Länder bewegen und wie der Bund bereit 
sein, einen eigenen finanziellen Beitrag zu 
leisten. „Angesichts der erheblichen Inves-
titionen und den daraus entstehenden Refi-
nanzierungseffekten, die von diesem Ins-
trument ausgehen, gibt es nach wie vor 
genügend Spielraum für eine Einigung“, 
so Nüßlein. 

Grüne fordern Energiesparfonds
Die Bundesregierung müsse erklären, mit 
welchen konkreten Maßnahmen sie ihr 
selbst gesetztes Energieeinsparziel errei-
chen will, nachdem sie einen zentralen 
Baustein ihrer Energiesparstrategie dem 
Koalitionsfrieden geopfert habe, forderten 
Lisa Paus, Sprecherin für Steuerpolitik, und 
Julia Verlinden, Sprecherin für Energiepo-
litik der Bundestagsfraktion von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. 

„Der Verweis auf eine mögliche Aufsto-
ckung von KfW-Mitteln bedeutet nichts 
anderes als das Thema weiter zu vertagen. 
Wir haben schon in den Haushaltsberatun-
gen mehr Mittel für die Gebäudesanierung 
gefordert. Mit dem von uns vorgeschlage-
nen Energiesparfonds über drei Milliarden 
Euro können insbesondere städtische Quar-
tiere mit vielen einkommensschwachen 
Haushalten energetisch saniert werden“, 
so Paus und Verlinden.

LINKE: „Tragende Säule eingekracht“
„Eine tragende Säule der Energiewende 
dieser Bundesregierung ist eingekracht“, 
kommentierte Eva Bulling-Schröter, 
energie- und klimapolitische Spreche-
rin der Fraktion DIE LINKE. „Die geschei-
terte Finanzierung der Energieeffizienz 
im Gebäudebereich ist ein Versagen auf 
ganzer Linie. Wie schon 2012 ist es nicht 
gelungen, die Länder mit ins Boot zu 
holen.“ Dies sei ein trauriges Signal für 
die Klimaziele. 
� (heg/burk/schi) 

Neubau: KfW erwartet Fertigstellung von rund 260.000 neuen Wohnungen  
im Jahr 2015

Berlin – Der Wohnungsbau in Deutschland boomt weiter. Die Investitionen in Wohnungsneubau und -bestand stiegen im 
vergangenen Jahr um 3,7 Prozent, die Zahl fertiggestellter neuer Wohnungen erreichte mit rund 250.000 einen 10-Jahres-
Rekord. Im laufenden Jahr dürfte dieser Höchstwert sogar noch übertroffen werden: KfW Research rechnet für 2015 mit 
der Fertigstellung von etwa 260.000 neuen Wohnungen, wie das aktuelle KfW-Investbarometer belegt. Das Wachstum 
der Wohnungsbauinvestitionen wird etwas gebremst, dürfte 2015 aber immer noch ein Plus von 2,5 Prozent erreichen. 

„Der Wohnungsbau in Deutschland erlebt 
weiter eine Sonderkonjunktur“, sagte Dr. 
Jörg Zeuner, Chefvolkswirt der KfW Ban-
kengruppe. „Treibende Faktoren für stei-
gende Wohnungsbauinvestitionen sind 
neben höherem Einkommen und nied-
rigen Zinsen für Immobilienkredite auch 
die Wertsteigerung der Immobilien in vie-

len Regionen und nicht zuletzt die hohe 
Zuwanderung.“ In den vergangenen fünf 
Jahren sind 1,7 Millionen Menschen mehr 
nach Deutschland ein- als ausgewandert. 
2015 dürften weitere 500.000 Zuwan-
derer dazukommen, 300.000 davon aus 
Staaten der Europäischen Union (EU). Das 
erhöht die Nachfrage nach Mietwohnun-

gen und stimuliert Wohnungsbauinves-
titionen. Neben der Zuwanderung sor-
gen die steigenden Einkommen und das 
historisch niedrige Zinsniveau für Inves-
titionszuwächse. Infolge der steigenden 
Nachfrage nach Wohnraum zogen die 
Immobilienpreise im vergangenen Jahr 

Weiter auf Seite 4 
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nochmals kräftig an. Gebrauchte Ein- und 
Zweifamilienhäuser waren 2014 zwischen 
vier und sieben Prozent teurer, wobei die 
Preissteigerung in wachsenden Großstäd-
ten am oberen Ende lag. Deutschlandweit 
ist die Entwicklung der Immobilienpreise 

deutlich moderater. Es besteht weder ein 
globales Wohnungsüberangebot noch 
eine Kreditschwemme; Immobilieninves-
titionen sind solide finanziert, erhöhen in 
der Summe das Vermögen der privaten 
Haushalte und kompensieren so einen 
Teil der fehlenden Zinserträge infolge der 

niedrigen Inflation und des moderaten 
europäischen Wachstums. � (vol/schi) 

 Eine ausführliche Analyse mit Datentabelle 

und Grafik zum aktuellen KfW-Investbarometer  

Wohnungsbau finden Sie unter  

www.kfw.de/investbarometer
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Stadt der Zukunft: Neue Forschungsagenda zeigt Wege auf 

Berlin – Wie sieht die Stadt der Zukunft aus? Und welches Wissen brauchen wir auf dem Weg dorthin? Antworten  
auf diese Fragen hat Anfang 2015 die Nationale Plattform Zukunftsstadt (NPZ) vorgelegt, die das Bundesbauministerium  
gemeinsam mit dem Bundesforschungsministerium initiiert hat. Den Rahmen hierfür bildet das Wissenschaftsjahr 2015, 
das sich mit den ökologischen und sozialen Herausforderungen an die Stadtentwicklung beschäftigt.

In einer ressortübergreifenden Initiative 
haben die Bundesministerien für Wirt-
schaft, Verkehr, Forschung, Umwelt und 
Bau die „Nationale Plattform Zukunfts-
stadt“ gebildet. In dem Gremium forsch-
ten und diskutierten in den vergange-

nen zwei Jahren mehr als 100 Experten 
aus Wissenschaft, Wirtschaft, Verwal-
tung und Zivilgesellschaft. Gemein-
sam erarbeiteten sie Empfehlungen für 
eine bürgerfreundliche und nachhal-
tige Stadt. Das Ergebnis: eine strategi-

sche Forschungs- und Innovationsagenda 
zur Zukunftsstadt, die Florian Pronold 
(SPD), Parlamentarischer Staatssekretär 
im Bundesbauministerium (BMUB), und 
Bundesforschungsministerin Johanna 
Wanka (CDU) zum Auftakt des Wissen-
schaftsjahres im Januar 2015 in Berlin 
gemeinsam entgegen nahmen. 

Die Stadt der Zukunft wünsche sie sich als 
Ort der Menschlichkeit und des Zusam-
menhalts, so Forschungsministerin Wanka. 
Die Städte stünden vor großen Herausfor-
derungen. Klimaanpassung, Energiesi-
cherheit, gute Arbeit, bezahlbares Woh-
nen, neue Verkehrskonzepte, saubere Luft, 
Zuwanderung und demografischer Wandel 
– all diese Fragen hätten hohe Brisanz. Sie 
erforderten einen nachhaltigen Umbau der 
Städte. „Wir wollen grüne, offene, ruhige, 
licht- und luftdurchflutete Städte, die eine 
hohe Lebensqualität bieten“, erklärte Pro-
nold. „Und wir wollen bezahlbaren und 
gesunden Wohnraum für alle, kurze Wege, 
eine wohnortnahe Versorgung, ein reich-
haltiges kulturelles Angebot und nicht 
zuletzt eine starke Wirtschaft und gute 

Weiter auf Seite 5 

Bundesforschungsministerin Johanna Wanka und Bau-Staatssekretär Florian Pronold beim Start 
des „Wissenschaftsjahres Zukunftsstadt” 2015
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Arbeitsplätze. Für die Stadt der Zukunft gilt 
es, diese Ziele unter einen Hut zu bekom-
men. Mit der Forschungsagenda zeigen 
uns Kommunen, Wissenschaft, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft Wege für eine nach-
haltige und zukunftsorientierte Entwick-
lung unserer Städte auf.“ 

Gemeinsames Leitbild
Mit der neuen Forschungs- und Innovati-
onsagenda haben sich weit über hundert 
beteiligte Vertreter aus Wissenschaft, Poli-
tik und Praxis auf ein gemeinsames Leit-
bild verständigt: die Vision einer CO2-neu-
tralen, energie- und ressourceneffizienten, 
klimaangepassten, wandlungsfähigen, 
lebenswerten und sozialen Stadt. Darauf 
aufbauend hat die Nationale Plattform 
Zukunftsstadt neun Strategische Leitthe-
men identifiziert, in denen sie Forschungs-
bedarf sieht. Dazu gehören zum Beispiel 
der nachhaltige Stadtumbau, Klimaanpas-
sung, Wege zu mehr Grün in der Stadt, 
eine intelligentere Vernetzung der unter-
schiedlichen Infrastrukturen oder die Frage, 
wie man alle Akteure in die Stadtentwick-
lung einbezieht.

Nachdem die Plattform ihre Arbeit been-
det hat, wird die Bundesregierung nun 
den Stab übernehmen. Das BMUB wird 
gemeinsam mit dem Bundesforschungsmi-
nisterium die Nationale Plattform Zukunfts-
stadt zu einer Innovationsplattform weiter-
entwickeln. 

Aktionen und Wettbewerb
Das Wissenschaftsjahr 2015 hat den 
Anspruch, dass sich die Bürgerinnen und 
Bürger aktiv an der Entwicklung und 
Umsetzung neuer Ideen für lebenswerte 
Städte beteiligen. Denn Städte werden 
einerseits durch Gebäude geprägt – aber 
vor allem durch die Bürgerinnen und Bür-
ger, die dort wohnen, arbeiten, einkaufen 
und entspannen. Aktionstage, Bürgerbe-
teiligungsprojekte, offene Labore, Vorle-
sungsreihen an Universitäten – bei allen 
Angeboten geht es darum, die Bevölke-
rung darauf aufmerksam zu machen, dass 
sie ihre Stadt mitgestalten können. Bei Dis-
kussionsveranstaltungen und im Internet 
können Alt und Jung ihre Sicht der Dinge 
vertreten, sich mit anderen austauschen 
und neue Strategien für die Stadt von mor-
gen kennenlernen. 

Kinder und Jugendliche für Wissenschaft 
und Forschung zu begeistern – auch das 
ist ein Anliegen des Wissenschaftsjahres. 
Aktionen wie eine „Heimatkunde-Aktion“, 
SchulKinoWochen und bundesweite Sci-
enceSlams sind geplant. Ein Projekt gefällt 
Wanka besonders gut: Jugendliche sol-
len mit ihren Handys Lärmaufnahmen 
in ihrem Stadtquartier machen. Mit den 
Geräuschen kann anschließend nicht nur 
eine „Lärmkarte“ der Stadt entwickelt wer-
den – mit Angaben, wo es besonders laut 
oder leise zugeht. Die Aufnahmen sollen 
auch dazu genutzt werden, aus den unter-
schiedlichen Klängen eine „Stadtsinfonie“ 
zusammenzustellen. Im Rahmen des Wis-
senschaftsjahres wird es den Wettbewerb 
„Zukunftsstadt“ geben: Städte, Stadtteile, 
Gemeinden und Landkreise sind aufge-
rufen, gemeinsam mit den Bürgerinnen, 
Bürgern und Wissenschaftlern nachhaltige 
Visionen für ihre Kommune zu entwickeln. 
Bis zu 50 Kommunen können 2015 geför-
dert werden. Dafür stehen 1,75 Millionen 
Euro zur Verfügung.� (schr/schi) 

 Weitere Infos finden Sie unter  

www.nationale-plattform-zukunftsstadt.de

 Fortsetzung von Seite 4

EUROPAPOLITIK

Europäische Kommission legt Paket zur Energieunion vor 

Brüssel – Die Europäische Kommission hat mit ihrer „Rahmenstrategie für eine krisenfeste Energieunion mit einer zu-
kunftsorientierten Klimaschutzstrategie“ am 25. Februar 2015 ihr lang angekündigtes Paket zur Konzeption eines Ener-
giebinnenmarkts der Europäischen Union (EU) veröffentlicht. Das ambitionierte Ziel erfordere aus Sicht der Kommission 
eine grundlegende Umstellung des europäischen Energiesystems, in dem die Mitgliedstaaten ihre gegenseitige Abhän-
gigkeit voneinander anerkennen und ein integriertes europaweites Energiesystem anstreben. 

Gleichzeitig gelte es, die Bestrebungen 
in Richtung einer langfristig nachhalti-
gen, CO2-armen und klimafreundlichen 
Wirtschaft zu verstärken und von fossilen 
Brennstoffen, zentralisierten, angebotsge-
steuerten Systemen basierend auf veralte-
ten Technologien und Geschäftsmodellen 
wegzukommen. Im Sinne des Ausbaus von 
Informations- und Auswahlangeboten soll 
eine flexible Nachfrage der Verbraucher in 
den Mittelpunkt rücken.

53 Prozent des Energieaufkommens der 
EU werde für 400 Milliarden Euro impor-
tiert, stellt die Kommission dar. Damit ist 
die EU der größte Energieimporteur welt-
weit. 75 Prozent des Gebäudebestands 
seien nicht energieeffizient – jedoch 
ohne eine Definition für einen Schwellen-
wert zu benennen, der ein Gebäude als 
energieeffizient definiert. Die EU verfügt 
über gemeinsame Energievorschriften, 
de facto existieren jedoch 28 nationale 
Regulierungsrahmen. Mit dieser Begrün-
dung sollen sich Änderungen im Endkun-
denmarkt und in der Energieinfrastruktur 
ergeben.

Konkret kündigt die Kommission mit ihrem 
Paket 15 Maßnahmen an, die auch für die 
Wohnungswirtschaft relevant sind. Ins-
besondere hat die EU sich selbst das Ziel 
gesetzt, bis 2030 Energieeinsparungen von 
mindestens 27 Prozent zu erreichen. 2015 
und 2016 wird die Kommission alle relevan-
ten Rechtsvorschriften zur Energieeffizienz 
überprüfen und bei Bedarf Revisionen vor-
schlagen, um die Erreichung des Ziels für 
2030 zu unterstützen. Mitgliedstaaten und 
Regionen sollten aus Sicht der Kommission 
europäische Mittel für die Wohnungsreno-
vierung stärker in Anspruch nehmen.

„Intelligente Finanzierung intelligen-
ter Gebäude“
Im Bereich der Energieeffizienz von Gebäu-
den und deren Nachrüstung plant die 
Kommission eine Initiative zur „intelligen-
ten Finanzierung intelligenter Gebäude“. 
Hier soll der Zugang zu bestehenden 
Finanzierungsinstrumenten erleichtert 
werden. Außerdem wird die Kommission 
eine Strategie zur Erleichterung von Inves-
titionen in Wärme- und Kälteerzeugung 
vorschlagen.

Für die deutsche Wohnungswirtschaft ist 
das vorgelegte Paket ambivalent. Zum einen 
sind einige Behauptungen der Kommission 
unscharf, wie zum Beispiel die Feststellung, 
dass 75 Prozent des EU-Gebäudebestandes 
nicht energieeffizient seien. Hier muss das 
Kriterium für energieeffizient benannt wer-
den. Ebenfalls ist der Ansatz des „One-size-
fits-all-Konzepts“ unsachgemäß, da unter-
schiedliche ökonomische, klimatische und 
kulturelle Aspekte einen solchen Ansatz ver-
bieten. Zum anderen aber sind einige Ziele in 
dem umfassenden Ansatz der Europäischen 
Kommission positiv. So birgt die neue Rolle 
der EU als übergreifender Koordinator und 
Anbieter von Finanzierungsmöglichkeiten 
im Bereich der energetischen Gebäudesanie-
rung Chancen. Die Mitteilung entspricht an 
vielen Stellen der Forderung des Spitzenver-
bandes der Wohnungswirtschaft GdW, dass 
bei allen zukünftigen energetischen Maßnah-
men, die wirtschaftliche und soziale Dimen-
sion zu berücksichtigen sind. � (öne/schi) 

 Weitere Infos finden Sie unter  

ec.europa.eu/priorities in der Rubrik  

„Energieunion und Klimaschutz“
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AUS DEN VERBÄNDEN

Unterbringung von Flüchtlingen:  
Bayerische Wohnungswirtschaft übernimmt Verantwortung 

München – Der vermehrte Zuzug von Flüchtlingen ist ein bedeutendes Thema für die bayerische Wohnungswirtschaft. 
Beim „Forum Soziale Stadtentwicklung“ des Verbandes bayerischer Wohnungsunternehmen (VdW Bayern) am 26. Febru-
ar 2015 im Hotel Dolce in Unterschleißheim beschäftigten sich Vertreter von Wohnungsunternehmen mit den zentralen 
Fragen zur Unterbringung von Flüchtlingen. „Wir müssen heute die Weichen dafür stellen, dass uns die Probleme in den 
kommenden Jahren nicht überrollen“, sagte Verbandsdirektor Xaver Kroner.

Der große Zustrom von Menschen trifft 
die Wohnungsmärkte in den bayerischen 
Ballungszentren in einer schwierigen Zeit. 
Denn in den vergangenen Jahren hat die 
Nachfrage nach Wohnraum in den grö-
ßeren Städten bereits stark zugenommen. 
Schnelle Lösungen sind gefragt. „Vieler-
orts können sich Politik und Verwaltung 
jetzt auf die leistungsfähigen Mitgliedsun-
ternehmen des VdW Bayern verlassen“, 
hob Verbandsdirektor Xaver Kroner her-
vor und nannte einige Beispiele aus dem 
Kreis der Verbandsmitglieder. In Regens-
burg und Würzburg würden die kommuna-
len Wohnungsunternehmen derzeit stadt-
eigene Gebäude für die Unterbringungen 
von Flüchtlingen umbauen, die Baugesell-
schaft München Land bringe Asylbewer-

ber in verschiedenen Wohnanlagen unter 
und die kirchliche Joseph-Stiftung begleite 
seit mehreren Monaten den Ankunfts-
prozess von Flüchtlingen und bestehende 
Flüchtlingsunterkünfte. Allein bei der 
Kreis-Wohnungsbau-GmbH (KWG) Passau 
seien aktuell 110 Personen untergebracht. 
„Eine vorbildliche Leistung“, meinte Kro-
ner. Gleichwohl sei das Problem damit nicht 
behoben. „Unterbringung ist das eine, 
Integration das andere.“ 

Stefan Schmidbauer, Geschäftsführer 
der KWG Passau verwies darauf, dass die 
ständige Betreuung durch soziale Träger 
und die frühzeitige Einbindung der Kom-
munalpolitik und der Bürger vor Ort für 
die Wohnungsunternehmen unerlässlich 

seien. Britta Schätzel von der Wohnungs-
bau- und Sanierungsgesellschaft der Stadt 
Rosenheim mbH (GRWS) stellte das Modell 
„Integration durch Patenschaften“ vor. Das 
Projekt wurde mit dem Preis Soziale Stadt 
2014 ausgezeichnet.

Xaver Kroner sagte die Unterstützung 
der Wohnungswirtschaft zu. „Unsere 
Mitgliedsunternehmen werden Verant-
wortung übernehmen – sofern die Rah-
menbedingungen stimmen. Die Bau- und 
Grundstückskosten für Unterkünfte und 
neu geförderte Mietwohnungen müss-
ten verkraftbar sein. Für eine erfolgrei-
che Integration sei die langfristige soziale 
Betreuung der Zuwanderer und Flücht-
linge unabdingbar. � (stra/schi) 

Nordrhein-Westfalen:  
Neuer Landesentwicklungsplan könnte Wohnen weiter verteuern 

Düsseldorf – Die Wohnungswirtschaft im Westen schließt sich den kritischen Stimmen an, nach deren Ansicht der in  
Vorbereitung befindliche Landesentwicklungsplan keinen Ausgleich von ökologischen und wirtschaftlichen Interessen 
erreicht. „Der aktuelle Entwurf zur Neuaufstellung des Landesentwicklungsplans NRW könnte das Wohnen im Land wei-
ter verteuern. Er würde dadurch die Schere zwischen schrumpfenden Regionen und boomenden Großstädten weiter auf-
klaffen lassen“, mahnte Alexander Rychter, Verbandsdirektor des Verbandes der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
(VdW) Rheinland Westfalen.

Mit dem Landesentwicklungsplan (LEP) for-
muliert die Regierung Ziele und Leitlinien, 
welche das Fundament für die künftige 
Weiterentwicklung des Landes darstellen 
sollen. Die getroffenen Festlegungen sind 
so der Rahmen für die nachgeordnete Regi-
onal-, Bauleit-, und Fachplanung. Die Clea-
ringstelle Mittelstand hatte den derzeitigen 
Entwurf des LEP – mit Stand vom 25. Juni 
2013 – jedoch kritisiert. In einem zwan-
zigseitigen Papier weisen Vertreter unter 
anderem der Industrie- und Handelskam-
mer NRW sowie des Städte- und Gemein-
debundes Nordrhein-Westfalen darauf hin, 
dass der LEP fördernde Rahmenbedingun-
gen für eine wirtschaftliche Entwicklung 
des Landes berücksichtigen müsse. Diese 
Anforderung sehen sie angesichts des Feh-
lens der Wirtschaftsperspektive sowie der 
restriktiven und unklaren Vorgaben des 
LEP-Entwurfs insbesondere hinsichtlich der 
Ausweisung und Bereitstellung von Flächen 
als nicht erfüllt an. „Der Landesentwick-
lungsplan sieht vor, dass die Flächeninan-

spruchnahme in NRW bis 2020 auf fünf 
Hektar pro Tag und langfristig auf ,Netto 
Null’ reduziert wird“, so Rychter. „Eine so 
strikte Vorgabe ist in der Tat problematisch, 
insbesondere angesichts der laufenden 
Debatte über mangelnden Wohnungsneu-
bau im Land.“ Im Fokus stünden derzeit 
vor allem die wenigen boomenden Groß-
städte mit dem viel besprochenen Mangel 
an günstigem Wohnraum in den Zentren, 
so Rychter. „Doch auch in ländlichen Regio-
nen, auch in den überlebensfähigen Orten 
der Schrumpfungsregionen unseres Lan-
des ist im Rahmen der Innenentwicklung 
preiswerter, demografiegerechter Ersatz-
neubau notwendig, wenn die Schere zwi-
schen ihnen und den wachsenden Städten 
nicht immer weiter aufklaffen soll. Je nach 
individueller Situation in einer Kommune 
kann bei zukunftsweisenden Projekten so 
auch ein höherer Flächenverbrauch not-
wendig sein.“ Ein Landesentwicklungsplan, 
der dies nicht berücksichtige, könne schnell 
zur Belastung werden.

Ein weiterer Punkt, den die Wohnungs-
wirtschaft kritisiert: Das Land will über den 
Landesentwicklungsplan eine Reduzierung 
der Treibhausgase bis 2050 um 80 Prozent 
gegenüber 1990 festschreiben. Die Clea-
ringstelle Mittelstand spricht sich nach-
drücklich gegen eine Verankerung des Kli-
maschutzplans und der Klimaschutzziele 
im LEP aus, da die noch nicht hinreichend 
bestimmten Inhalte des Klimaschutzplans 
„dem notwendigen Abwägungsprozess 
enthoben“ seien. Auch hier stimmen die 
Wohnungsunternehmen zu: „Gerade der 
Wohnungsneubau hat sich in den vergan-
genen Jahren durch immer neue ordnungs-
rechtliche Vorschriften zur Energieeffizienz 
erheblich verteuert – nicht immer mit ent-
sprechend guten Einsparungswerten auf 
der Haben-Seite“, so Rychter. „Sich nun 
auf den Klimaschutzplan festzulegen, des-
sen dezidierte Inhalte wir noch gar nicht 
kennen, erscheint nicht sinnvoll, sondern 
könnte die Baukosten noch weiter in die 
Höhe treiben.“�  (wink/schi) 
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Brandschutz im Wohnungsneubau und -bestand� 19. März 2015, Bochum 

Brandschutz hat für die Wohnungsbranche eine fundamentale Bedeutung – schließlich geht 
es um Gesundheit und Leben der Bewohner. Wenn die Staatsanwaltschaft ermitteln muss, 
weil sich der Anfangsverdacht eines Verstoßes gegen Brandschutzvorschriften ergibt, geht es 
häufig um Brandfälle mit äußerst schwerwiegenden Folgen. Brandschutz ist dabei nicht nur 
bautechnisch zu betrachten. Welche Brandschutzregelungen gelten für Neubauten? Welche, 
wenn der Bestandsschutz endet? Worauf muss besonders geachtet und welche Maßnahmen 
rechtzeitig eingeleitet werden? Welche Brandschutzmaßnahmen sind sinnvoll? Wann muss 
ein neuer Bauantrag bei Veränderungen am/im Gebäude gestellt werden? Dieses Seminar 
liefert Antworten auf diese und weitere Fragen rund um das wichtige Thema Brandschutz.
Weitere Infos: EBZ, Bettina Mannel, Telefon: 0234/9447510, E-Mail: b.mannel@e-b-z.de,  

Internet: www.e-b-z.de     

Vermietung als Chance� 23. März 2015, Berlin

Diese Fachtagung zeigt Möglichkeiten und Chancen auf, wie unterschiedliche Probleme in 
der Vermietung und im sozialen Management von Wohnungsunternehmen gelöst werden 
können. Im Fokus stehen dabei sowohl besondere Mietertypen als auch übergreifende Stra-
tegien und Lösungsansätze aus erfolgreicher Praxis. Die Tagung informiert außerdem über 
Maßnahmen aus der Wohnungswirtschaft, um Konflikte im Wohnquartier zu lösen sowie 
soziale Teilhabe und Nachbarschaften zu entwickeln. Die Teilnehmer haben die Möglich-
keit, die vorgestellten Ansätze mit Referenten und Fachkollegen zu diskutieren und neue 
Ideen zu entwickeln.
Weitere Infos: BBA, Christine Weigert, Telefon: 030/23085511, E-Mail: christine.weigert@bba-campus.de, 

Internet: www.bba-campus.de/kalender   
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Hans-Peter Knackstedt, Geschäftsfüh-
rer der Kreiswohnbau Osterode am Harz 
GmbH, feierte am 27. Februar 2015 seinen 
65. Geburtstag. Er ist Mitglied im GdW-
Fachausschuss Berufliche Bildung und Per-
sonalentwicklung.

Am 2. März 2015 vollendete Walter Zan-
ker, Vorstandsvorsitzender der Wohn-
baugenossenschaft Balingen eG, sein 60. 
Lebensjahr. Er ist Delegierter zum GdW-
Verbandstag.

Rainer Heubrock, Vorstandsmitglied der 
Wohnungsbaugenossenschaft Lünen eG, 
feierte am 1. März 2015 sein 30. Dienst-
jubiläum in der Wohnungswirtschaft. Er ist 
Mitglied im GdW-Fachausschuss Planung, 
Technik und Energie.

Am 1. März 2015 konnte Joachim Bode, 
Vorstandsmitglied der Eisenbahnbauverein 
Harburg eG, auf eine 40-jährige Tätigkeit 
in der Wohnungswirtschaft zurückblicken. 
Er ist Delegierter zum GdW-Verbandstag.

PERSÖNLICHES
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ZAHL DER WOCHE

Millionen Personen waren im Dezem-
ber in der Europäischen Union (EU) 
erwerbslos. Nach Abgrenzung der 
Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) fiel die Erwerbslosenquote EU-
weit leicht – von 10,0 Prozent im 
Vormonat auf 9,9 Prozent. Deutsch-
land hatte im Dezember 2014 die 
niedrigste Erwerbslosenquote der 
EU. In Deutschland waren von den 
15- bis 74-jährigen Erwerbsperso-
nen 4,8 Prozent beziehungsweise 
2,0 Millionen Personen ohne Arbeit. 
In Österreich lag die Erwerbslosen-
quote bei 4,9 Prozent. Ein großer 
Mangel an Arbeitsplätzen herrscht 
nach wie vor im Süden der EU. Die 
mit Abstand höchste Erwerbslosen-
quote verzeichnete Griechenland mit 
25,8 Prozent (aktuellster Wert von 
Oktober 2014). In Spanien gab es 
5,5 Millionen Personen ohne Arbeit. 
Zwar sind hier leichte Zeichen der 
Entspannung zu erkennen, mit 23,7 
Prozent im Dezember 2014 hat es 
aber noch die zweithöchste Erwerbs-
losenquote der EU, bei Jugendlichen 
unter 25 Jahren mit 51,4 Prozent 
sogar die höchste.�
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BGH zum Wechsel des Bodenbelags und Schallschutz in der Wohnungs
eigentümergemeinschaft

In seiner Entscheidung vom 27. Februar 2015 (Az.: V ZR 73/14) hat sich der Bundesgerichts-
hof (BGH) mit der Frage befasst, welches Schallschutzniveau ein Wohnungseigentümer ein-
halten muss, der den vorhandenen Bodenbelag (Teppichboden) in seiner Wohnung durch 
einen anderen (Parkett) ersetzt. In dem Verfahren waren die Parteien Wohnungserbbau-
berechtigte. Die Beklagten erwarben das über der Wohnung der Kläger liegende Appar-
tement im Jahr 2006. In dem Anfang der Siebzigerjahre errichteten Hochhaus befand sich 
ein großes Hotel und 320 Appartements, für die jeweils Wohnungserbbaurechte bestanden 
haben. Im Jahr 2008 ließen die Beklagten den vorhandenen Teppichboden entfernen und 
Parkett einbauen. Die Kläger wandten sich hiergegen mit der Begründung, der Trittschall 
habe sich durch den Wechsel des Bodenbelags erhöht. Das Amtsgericht hat die Beklagten 
antragsgemäß verurteilt, in ihrer Wohnung anstelle des Parketts Teppichboden oder einen 
in der Trittschalldämmung gleichwertigen Bodenbelag zu verlegen. Die Berufung hat die 
Klage hingegen abgewiesen. Die Abweisung wurde durch den BGH nunmehr bestätigt. Zur 
Begründung führte der BGH aus, dass die Kläger durch den Wechsel des Bodenbelags nicht 
nachteilig betroffen werden. Grundsätzlich seien die Schallschutzwerte einzuhalten, die sich 
aus der zur Zeit der Errichtung des Gebäudes geltenden Ausgabe der DIN 4109 ergeben 
haben. Diese wurden hier eingehalten. Ein höheres Schallschutzniveau könne sich aus der 
Gemeinschaftsordnung ergeben, nicht aber aus einem besonderen Gepräge der Wohnan-
lage. Anderweitige Vorgaben habe die Gemeinschaftsordnung jedoch nicht enthalten.�  

Recht so

„Die Entscheidung des BGH ist nachvollziehbar. Grundsätzlich gilt, dass 
nur diejenige DIN einzuhalten ist, die zum Zeitpunkt des Neubaus auch 
tatsächlich einzuhalten war. Dieses Niveau ist auch später grundsätzlich 
geschuldet. Etwas anderes kann nur dann gelten, wenn etwa umfassende 
Modernisierungen vorgenommen worden sind oder die Substanz des 
Gebäudes betroffen ist. Dies ist im Einzelfall zu prüfen. Dieser – aus dem 
Mietrecht – geltende Grundsatz gilt auch für das Wohnungseigentumsrecht. Wie auch 
im Mietvertrag, kann auch die Wohnungseigentümergemeinschaft bestimmen, dass 
strengere Maßstäbe bei Einhaltung der DIN zu beachten sind. Dies war hier aber nicht 
der Fall – daher auch die Entscheidung des BGH.“ �  

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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Der demografische Wandel, aber 
auch die Folgen des Klimawandels 
stellen Kommunen, Stadtwerke 
und Wohnungsunternehmen vor 
enorme Herausforderungen. Attrak-
tive Standort- und Lebensbedin-
gungen vor Ort sollen gewährleis-
tet bleiben. Neue und alternative 
Möglichkeiten der Energieversor-
gung spielen dabei eine zentrale 
Rolle. Die enge Zusammenarbeit 
dieser drei Akteure im Bereich der 
Energiewirtschaft gewinnt im Zuge 
der Umsetzung der Beschlüsse der 
Energiewende immer mehr an 
Bedeutung. In den Sparten Strom-, 
Gas- und Wärmeversorgung ist es 
vor dem Hintergrund der Nach-
haltigkeit mehr denn je geboten, 
gemeinsam nach neuen, klima-

schonenden und wirtschaftlichen Lösungen zu suchen. 

Unter dem Titel „Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwi-
schen Wohnungswirtschaft und Stadtwerken“ laden der 
Spitzenverband der Wohnungswirtschaft GdW und der Ver-
band kommunaler Unternehmen (VKU) daher am 16. und 17. 
März 2015 zu einer Fachkonferenz ins VKU-Forum, Invaliden
straße 91, 10115 Berlin, ein.�  (schi) 

 Weitere Infos finden Sie auf www.gdw.de

16. + 17. März 2015, Berlin  
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